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Dm DEUTSCHEN GROSSKIRCHEN haben sich in ihrem gemeinsamen Wort zur 
wirtschaftlichen und sozialen Lage dagegen gewehrt, die hohe und anhaltende 
Arbeitslosigkeit als ein'Naturereignis, als ein unabwendbares Schicksal zu be­

trachten. Sie sei durch politisches Versagen mitverursacht. Sie meinen, das blinde Ver­

trauen auf die Selbstheilungskräfte des Marktes, das Bekenntnis zuni schlanken Staat 
als dem besten aller möglichen Staaten sowie die Übergabe der Wirtschaftspolitik in 
die Hände der Notenbank, als würden mit einer Politik des knappen Geldes Wachstum 

. und Vollbeschäftigung von selbst wiederhergestellt, hätten von der eigenen Verantwor­

tung abgelenkt. 
Gibt es eine zuverlässige Methode, die Zukunft der Arbeit vorherzusagen? In den 
jüdisch­christlichen Überlieferungen ist die Zukunft «das, was hinter uns liegt». Dem­

gemäß sind die Menschen, die uns folgen, unsere «Nachkommen». Die Sprache entwirft 
ein Bild, als würden wir im Ruderboot sitzen und uns an einem markanten Punkt der 
Landschaft,'die wir überblicken, orientieren, um die Richtung zu halten. Wenn die Zu­

kunft hinter uns, Gegenwart und Vergangenheit jedoch vor uns liegen, können wir aus 
dem Hier und Heute ablesen, was morgen komm'en kann. 

Die Zukunft der Arbeit ist nicht ihr Ende 
Einige Propheten verkünden das Ende der Arbeit. Hannah.Arendt hat bereits in den 
50er Jahren in Aussicht gestellt, daß der Arbeitsgesellschaft die Arbeit ausgeht; was 
könnte verhängnisvoller sein? Die besorgte Frage von damals wird heute als plausible 
These vorgetragen. Jeremy Rifkin bezweifelt, daß wir im nächsten Jahrhundert noch 
arbeitende Menschen brauchen. Ulrich Beck sieht die Welt auf einen' Kapitalismus 
ohne Arbeit zulaufen1. Ralf Darendorf hält die~ Vollbeschäftigung gar für überflüssig. 
Und André Gorz sieht die Zeit kommen, da die'abhängige Lohnarbeit durch selbst­

bestimmte Tätigkeiten aufgehoben wird. 
Steht die These vom Ende der Arbeitsgesellschaft auf einem festen Boden? Es gebe 
Sättigungsgrenzen beim Konsum, heißt es ­ vielleicht bei den höheren Einkommens­

schichten in Westdeutschland, kaum jedoch bei der Grundschicht der Bevölkerung in 
Europa und in den Ländern der Dritten Welt. Das herkömmliche Wirtschaftswachstum 
stoße an Umweltgrenzen und sei als Maßstab höherer Lebensqualität ungeeignet, sagt 

. man. Aber Wachstum und erst recht qualitatives Wachstum hat sich seit einiger Zeit 
vom Ressourcenverbrauch abgelöst. Das Überangebot an Arbeitskräften, insbesondere 
die gestiegene Erwerbsneigung der Frauen, verursache das Ungleichgewicht auf dem 
Arbeitsmarkt, wird behauptet. Aber je mehr Personen sich am Erwerbsleben beteili­

gen; um so stärker kann die Nachfrage auf den Gütermärkten sein. 
Der rasante Produktivitätsfortschritt wird als Hauptgrund der Massenarbeitslosigkeit 
genannt. Die «dritte» industrielle Revolution bewirke, daß der Einsatz der neuen In­

formations­ und Kommunikationstechniken das Produktionstempo,beschleunigt, die 
Arbeitsorganisation verschlankt und das Wirtschaftswachstum von der Beschäftigung 
abkoppelt. Eine kleine Elite qualifizierter, hoch entlohnter Wissensarbeiter reiche aus, 
um die Bevölkerung mit den nachgefragten Gütern zu versorgen. Die Mehrheit der 
jetzt noch Beschäftigten dagegen sei für solche Arbeiten untauglich und allenfalls 
geeignet, einfache und niedrig entlohnte Dienste zu verrichten. Nicht jede Arbeit 
verschwinde in den reifen Industrieländern, wohl aber diejenige, die durch den Einsatz 
von Wissen und Kapital überflüssig wird oder die den hohen Ansprüchen einer Bevöl­

kerung nicht gerecht­wird, die einfache, niedrig entlohnte Dienste als anmaßend oder 
entwürdigend empfindet. 
Trifft diese These vom beschäftigungslosen Wachstum zu? Die Schere zwischen Pro­

duktivitätsrate und Wachstumsrate hat sich nämlich nicht dramatisch geöffnet. Die 
Wachstumsrate, die dazu.führt, daß Arbeitskräfte eingestellt werden, ist derzeit niedri­

ger als in den 60er Jahren. Stetiges und kräftiges Wachstum bewirkt weiterhin, daß die 
Arbeitslosigkeit abgebaut wird. Aber spiegelt die niedrige Beschäftigungsschwelle des 
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Wachstums nicht den Zusammenbruch des Normalarbeitsver­
hältnisses, das für ein Drittel der abhängig Beschäftigten außer 
Kraft gesetzt ist? Und haben die neuen Techniken nicht eher die 
Produktionsverfahren revolutioniert als neue Produkte auf den 
Markt gebracht? Immerhin hat sich das westdeutsche Brutto­
sozialprodukt in 30 Jahren fast verdreifacht, während das Arbeits­
volumen je Beschäftigten um ein Fünftel zurückgegangen ist. 
Aber folgt daraus, daß Vollbeschäftigung eine sozialroman­
tische Utopie sei? Es gibt doch genug Arbeit zu tun und eine 
Menge dringender Arbeiten zu erledigen. Es gibt auch genug 
qualifizierte Personen, die arbeitsfähig und arbeitswillig sind. 
Was fehlt, ist die Fähigkeit, das brachliegende Humanvermögen 
zu aktivieren, damit gesellschaftliche Werte entstehen. Häufig 
wird gesagt, Arbeit sei zwar vorhanden, aber nicht bezahlbar. 
Daß Arbeitsleistungen etwas kosten, ist indessen kein hinrei­
chender Grund dafür, daß sie nicht nachgefragt werden. Denn 
nicht jede Arbeit, die teuer ist, unterbleibt, und nicht jede Arbeit 
wird, nur weil sie billig ist, nachgefragt. Neben dem Preis der 
Arbeit beeinflussen noch andere Faktoren die Nachfrage nach 
Arbeitskräften. 

Arbeit ohne Entgelt? 

Der Tanz der Arbeitsgesellschaft um die Erwerbsarbeif er­
scheint vielen als eine Sackgasse. Wir seien nicht das, was wir 
produzieren, und lebten nicht, um zu arbeiten. Das Recht auf 
Leben habe Vorrang vor dem Recht auf Arbeit. Wenn der Ge­
sellschaft die Arbeit für alle ausgehe, so doch nicht die Güter­
menge, die für alle ausreicht, auch wenn nur wenige gebraucht 
werden, diesen Reichtum zu erarbeiten. Die Entwertung der Ar­
beit und die Verarmung der Arbeitslosen signalisiere eigentlich 
nur die Schieflage der Einkommensverteilung. Wenn ich jedoch 
Arbeitslose frage, ob es ihnen gelinge, mit dem Arbeitslosengeld 
oder der Sozialhilfe den Ausschluß aus der Erwerbsgesellschaft 
schöpferisch zu gestalten, antworten sie in der Regel, daß sie 
weder ein Almosen noch ein Grundeinkommen, sondern an der 
gesellschaftlich organisierten Arbeit beteiligt sein wollen. Darin 
sehen sie ihre persönliche Identität, ihren Lebensunterhalt und 
ihre gesellschaftliche Anerkennung gesichert. 
Deshalb ist die Wiederentdeckung der ehrenamtlichen, nicht 
bezahlten Arbeit keine passende Antwort auf die Anfragen der 
Arbeitslosen. Auch nicht der Vorschlag, neben der hochtech­
nisierten Industrie und dem Bereich einfacher Dienste einen 
dritten gemeinnützigen Sektor einzurichten. Und erst recht nicht 
Ulrich Becks Werbung für die Bürgerarbeit. Diese Bürgerarbeit 
soll freiwillig, projektbezogen und selbstorganisiert sein, in der 
Regel nicht bezahlt, sondern durch immaterielle Anerkennung 
oder geldwerte Begünstigungen belohnt werden; nur wer bedürf­
tig ist, soll ein Bürgergeld in Höhe der Regelsätze der Sozialhilfe 
erhalten. Ich entdecke in der Bürgerarbeit die charakteristischen 
Merkmale der Frauenarbeit - gesellschaftlich nützliche Arbeit 
ohne Entgelt und ohne soziale Absicherung oder gering geschätz­
te, niedrig entlohnte Erwerbsarbeit in Nischen, die Männer für 
ihre Frauen ausgespart haben. Natürlich wird die Lebensqualität 
einer Gesellschaft nicht bloß am Volumen der Erwerbsarbeit 
und am registrierten Volkseinkommen gemessen; neben der be­
zahlten Arbeit stiften die private Erziehungs- und Pflegearbeit 
und selbst die nicht marktfähige Eigenarbeit einen hohen gesell­
schaftlichen Nutzen. Aber die Zustimmung zu einem solchen 
neuen Arbeitsverständnis hängt häufig davon ab, ob der Lebens­
unterhalt gesichert ist. Warum wird bloß die geniale Innovation 
und der für alle Beteiligten erreichbare Vorteil der Arbeitstei­
lung, des Tausches und der Erwerbsarbeit, der Marktwirtschaft 
und der Geldwirtschaft schlechtgeredet und gegen das hohe 
Lied der Eigenarbeit und des Ehrenamtes, der Subsistenzwirt­
schaft und der Tauschringe ausgespielt? 
Die Thesen vom Ende der Arbeitsgesellschaft kranken an zwei 
blinden Flecken: Sie blenden erstens die gesellschaftlichen 
Machtverhältnisse aus, auf denen eine kapitalistische Marktwirt­
schaft gründet. Der Kapitalismus schafft zwar volle Regale, aber 
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nicht automatisch Vollbeschäftigung. Ob Arbeitsplätze geschaffen 
werden, entscheiden Kapitaleigner und Manager. Und wenn sie 
geschaffen sind, wird menschengebundenes Wissen den Wissens­
arbeitern entzogen, in Sachkapital verkörpert und zur Quelle von 
Kapitaleinkommen gemacht. Zweitens wird das Versagen politi­
scher Entscheidungsträger, nämlich der Verzicht auf eine Zusam­
menarbeit in der Geld-, Finanz- und Tarifpolitik, ausgeblendet. 
Güterpreise, Löhne, Zinsen und Wechselkurse lassen sich nur im 
Rahmen einer gesellschaftlichen Kooperation, an der sich Ge­
bietskörperschaften, Tarifpartner und die Notenbank beteiligen, 
aufeinander abstimmen. Würde dabei die Hierarchie der Märkte, 
nämlich der Vorrang der Finanzmärkte vor den Gütermärkten 
und der Gütermärkte vor den Arbeitsmärkten, beachtet, wäre 
Vollbeschäftigung kein fahrlässiges Versprechen mehr. 
Vollbeschäftigung als gesellschaftspolitisches Ziel steht indessen 
unter dem Vorbehalt eines aufgeklärten Geschlechter- und Na­
turverhältnisses. Aus einem solchen Vorbehalt folgt dreierlei: 
Erstens wird die wirtschaftliche Leistung, nämlich die Erwerbs­
arbeit, und die gesellschaftlich nützliche, jedoch unbezahlte 
Arbeit auf Männer und Frauen neu verteilt. Zweitens wird die 
gesellschaftlich. nützliche Arbeit als erstrangige Bemessungs­
grundlage einer sozialen Sicherung gewählt. Aber nicht nur die 
Beteiligung an einer solchen-Arbeit, sondern ebenso das Recht 
auf ein menschenwürdiges Leben löst einen sozialen Sicherungs­
anspruch aus. Und drittens knüpft die Finanzierung der sozialen 
Sicherung nicht an der Lohnsumme an, sondern an der unter­
nehmerischen Nettowertschöpfung. 

Kulturelle Dienstleistungsgesellschaft 

Lassen sich nun unter diesen Voraussetzungen Gütermärkte er­
schließen, die positive Rückwirkungen, auf den Arbeitsmarkt 
haben? Die reifen Industrieländer stehen an einer Wende-

1 marke, wie sie die Agrargesellschaften vor hundertfünfzig Jah­
ren erlebt haben. Damals hat die Landwirtschaft 80 Prozent der 
Beschäftigten aufgenommen, heute sind es gerade mal zwei bis 
vier Prozent. Vergleichsweise verändern sich die industriellen 
Konsumgesellschaften in kulturelle Dienstleistungs- und Er­
lebnisgesellschaften. In der Erziehung, im Gesundheitswesen, in 
der karitativen, therapeutischen und kommunikativen Beratung 
und in Projekten des ökologischen Umbaus der Marktwirtschaft 
wird ein dringender gesellschaftlicher Bedarf, festgestellt. Dem-

. gegenüber setzen die politischen Entscheidungsträger immer 
noch zu sehr auf die Großkonzerne, die Exportwirtschaft und die 
Industrie, von denen ein hoher Beschäftigungsgrad nicht zu er­
warten ist. Es käme viel mehr darauf an, durch politische Signale 
kleine und mittlere Unternehmen, die Inlandsnachfrage und das 
Angebot personennaher, qualifizierter Dienstleistungen zu mo­
bilisieren. In der Schule dürften nicht mehr die Qualifikationen 
der Industriewirtschaft, nämlich das'Zählen, Wiegen und"Messen 
die erste Rolle spielen, sondern die der Dienstleistungs­
wirtschaft, beispielsweise Kommunikationsbereitschaft, Sprach­
fähigkeit und musisches Interesse. Die Wertschöpfung solcher 
Dienstleistungen darf jedoch nicht nach den Maßstäben gemes-
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sen werden, die sich in der Industrie bewährt haben, etwa der 
Produktivität. Die Leistung eines Arztes oder eines Rechtsan­
walts wird ja auch nicht danach beurteilt, wieviele Kranke er wie 
schnell vor dem Tod bewahrt oder wievielen Angeklagten er mit 
welchem Tempo das Gefängnis erspart hat, sondern wie hoch 
die Kaufkraft derer ist, die an seiner qualifizierten Arbeit inter­
essiert sind. Das Ende der Industriearbeit ist nicht das Ende der 
Arbeitsgesellschaft. Die Zukunft der Arbeit liegt in den personen­
nahen Dienstleistungen, die sich kombiniert marktförmig, gesell­
schaftlich und durch individuelle Vorlieben lenken lassen. 
Am Ende dieses Jahrhunderts haben zahlreiche Menschen in 
Osteuropa und Ostdeutschland eine friedliche Revolution ange­

stoßen, um materiellen Wohlstand und persönliche Freiheit zu 
erringen. Die Zukunft der Arbeit im nächsten Jahrhundert wird 
davon abhängen, daß Kapitalismus und.Demokratie miteinan­
der versöhnt werden, daß die Marktwirtschaft in eine demokra­
tische Gesellschaft eingebettet wird. Nachdem der Nobelpreis 
für Wirtschaftswissenschaften 1998 an den indischen Ökonomen 
Amartya Sen.vergeben worden ist, könnten die ethische Dimen­
sion sowie die humane und'soziale Komponente wirtschaftlicher 
Entscheidungsprozesse stärker anerkannt werden. Wirtschaftli­
cher Reichtum sollte fair verteilt und alle sollten ähnlich erT 
mächtigt werden, sich an der gesellschaftlich nützlichen Arbeit 
zu beteiligen. Friedhelm Hengsbach, Frankfurt am Main 

DIE PRODUKTIVITÄT DER KRISE 
Zur Situation der katholischen Kirche Österreichs im Jahr 1998 (Zweiter Teil). 

Im Herbst 1998 liefen die Vorbereitungen für die Delegierten­
versammlung des «Dialoges für Österreich» auf Hochtouren. 
Zum vorbereiteten Grundtext lagen österreichweit über 1000 
Eingaben von Einzelpersonen wie von Institutionen vor - nie­
mand hatte mit einem derart großen Interesse gerechnet. An der 
Spitze der behandelten Themen standen die innerkirchlichen 
«heißen Eisen» Zölibat, Frauenweihe, kirchliches Amt und 
gescheiterte Ehen. Die Eingaben wurden auf zwölf «Themen­
körbe» aufgeteilt. Der «Furche»-Journalist Otto Friedrich und 
die Theologin Ursula Struppe waren von der Bischofskonferenz 
beauftragt, eine Arbeitsuhterlage für die Salzburger Delegier­
tenversammlung zu erstellen. Dieses hervorragende Dokument 
ist weit über seinen Anlaß hinaus eine Situationsbeschreibung 
der katholischen Kirche Österreichs, weil.es in prägnanter Wei­
se Argumente und Gegenargumente so zusammenfaßt, daß sich 
deren jeweilige Vertreter darin wiedererkennen konnten. Ledig­
lich beim Thema Homosexualität wurde auf Weisung von Kardi­
nal ChristophJSchönborn in den Text eingegriffen, ohne daß die 
beiden Redakteure davon informiert worden waren. Am Dele­
giertentag vom 23. bis 26. Oktober in Salzburg war das Arbeits­
dokument Grundlage für die «Meinungserhebung» - auf diesen 
Kompromiß (es war nur Zustimmung, aber keine Gegenstimme 
möglich) hatte man sich geeinigt, um Voten erheben, aber 
gleichzeitig erklären zu können, es gäbe keine Abstimmungen. 

Positionen der Bischöfe 

Die Kirchenkrise hat es auch mit sich gebracht, daß sich die 
österreichischen Bischöfe mittlerweile sehr unterschiedlich in 
der Öffentlichkeit äußern. Begonnen hat dieser Prozeß mit den 
zahlreichen und konfliktträchtigen Medienauftritten von Bischof 
Kurt Krenn. Nachdem die Einheit in der Bischofskonferenz zer­
brochen war, äußerten sich auch andere Bischöfe eigenständig 
in der Öffentlichkeit. Eine fundierte und gewichtige Positionsbe­
stimmung stammt von Helmut Krätzl, seit 1977 Weihbischof von 
Wien, 1983 Organisator des Papstbesuches, Generalvikar unter 
Kardinal Franz König und Diözesanadministrator während der. 
Sedisvakanz. Weihbischof Krätzls Buch «Im Sprung gehemmt»1 

ist eine persönliche Bilanz seines Priester- und Bischofslebens 
sowie eine Sondierung des Beginns der österreichischen Kir­
chenkrise. Die Person Kardinal Hans Hermann Groërs erscheint 
dabei nicht als «Betriebsunfall», sondern als Beginn einer geziel­
ten Strategie: «Durch die Kurskorrektur nach König wurde mir 
klar, daß Rom den nachkonziliaren Weg, gleichsam den Sprung 
nach vorne, sichtlich bremsen will. Aber wer im Sprung ge­
hemmt wird, kann nicht mehr umkehren, ist eher in Gefahr, 
abzustürzen.»2 Vor allem aber ist H. Krätzls Buch - über den 

österreichischen Kontext hinaus - eine Relektüre des Konzils 
unter den gegenwärtigen Konflikten. H. Krätzl, der als junger 
Priester Konzilsstenograph war, zeichnet ebenso differenziert 
wie klar Genese und Hermeneutik der wichtigsten Konziltexte 
und ortet die Ursachen vieler derzeitiger Probleme in ihrer 
Mehrdeutigkeit und in den damaligen Diskussionsverboten be­
züglich Empfängnisregelung und Zölibat. H. Krätzl scheut sich 
auch nicht, offene Kritik an römischen Dokumenten und am 
«Weltkatechismus» zu üben. Ein derart engagiertes und genau 
argumentierendes Plädoyer eines Bischofs für eine zukunfts­
orientierte Lesart des Konzils ist ein kostbarer Impuls, der in 
Österreich große Resonanz fand. Weihbischof Krätzl sprach im 
Vorfeld des Dialogs auch in einigen Interviews sehr deutliche 
Worte zu den innerkirchlichen Problemen. 
Ebenfalls im Herbst 1998 erschien Kardinal Schönborns Buch 
«Die Menschen, die Kirche, das Land».3 Beeindruckend ist die 
Fülle der Themen, die Ch. Schönborn darin anspricht: Wirt­
schaft, Bildung, Kunst, neue Medien, medizinische Ethik, Kirche 
und Europa, Judentum und Jenseitshoffnung sind nur einige 
Bereiche, mit denen der Kardinal zeigt, daß sein Denken über 
den kirchlichen Binnenbereic.h hinausgeht. Problematisch an dem 
Buch ist, daß es sich um die Kompilation überarbeiteter Fassun­
gen verschiedener Aufsätze, Ansprachen und Zeitungsartikel 
auf höchst unterschiedlichem Niveau handelt. Vereinfachungen 
und Verkürzungen in den Argumentationen zu kritisieren, wäre 
angesichts dieser Genese zu billig und nicht fair. Eine starke 
Orientierung am «Weltkatechismus» war von seinem ehemali­
gen Sekretarzu erwarten. Öffentliche Resonanz fand vor allem 
das speziell für dieses Buch geschriebene Anfangskapitel, in 
dem Kardinal Schönborn auf die aktuellen Kirchenthemen ein­
geht. Darin wird dem Kirchenvolks-Begehren zunächst entge­
gengehalten, daß es international nicht den Widerhall gefunden 
habe wie in Österreich, und danach (mit Hinweis auf Johann 
Baptist Metz) auf die protestantischen Kirchen verwiesen, wo 
seine Forderungen erfüllt seien: «Warum sollte die katholische 
Kirche das Experiment der evangelischen Kirche einfach wie­
derholen?»4 Insgesamt hofft Kardinal Schönborn darauf,, «daß 
manche der heutigen Probleme sich in neuem Licht zeigen, 
wenn die Neuaufbrüche in der Kirche bewußter und, wirksamer 
werden».5 Damit meint der Kardinal die neuen geistlichen Bewe­
gungen (Movimenti), und im weiteren Kapitel über die Kirche, 
ist hauptsächlich von ihnen die Rede. Gerade-im Zusammen­
hang des «Dialoges für Österreich» vermißte man Aussagen 
über zentrale Fragen der Pfarren, der Diözesen und der Gesamt-, 
kirche. Bedingt durch den Erscheinungstermin wurde das Buch 

1 Helmut Krätzl, Im Sprung gehemmt. Was mir nach dem Konzil noch al­
les fehlt. Verlag St.Gabriel. Mödling 1998. 
2Ebd.,S.24. 

3 Christoph. Kardinal Schönborn, Die Menschen, die Kirche, das Land. 
Christentum als gesellschaftliche Herausforderung. Molden Verlag, Wien 
1998. 
4Ebd.,S. 16. 
5Ebd.,S. 24. 
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- wie auch dasjenige Weihbischof Krätzls - als Positionsbestim­
mung vor dem Salzburger Delegiertentag gelesen, was ursprüng­
lich wohl so nicht intendiert war. 

Der Salzburger Delegiertentag , 

«Wir sind hier, weil es uns nicht gut geht.» Mit diesen Worten 
eröffnete der Grazer Diözesanbischof Johann Weber am 26. Ok­
tober die Salzburger Delegiertenversammlung, den Höhepunkt 
im «Dialog für Österreich». J. Weber, seit 1969 Bischof von 
Graz, war 1995 auf dem Höhepunkt der ersten Phase der «Causa 
Groër» zum Vorsitzenden der Österreichischen Bischofskon­
ferenz gewählt worden. Am 30. Juni 1998 trat er überraschend 
vor Ablauf seiner Amtsperiode zurück. Daß er dann doch den 
Salzburger Delegiertentag leitete, lag daran, daß Kardinal 
Schönborn am Vortag mit einer schweren akuten Erkrankung 
ins Spital eingeliefert worden war. 
Beim Salzburger, Delegiertentag ist die große Bandbreite des 
österreichischen Katholizismus authentisch zu Wort gekommen 
- sowohl unter den Bischöfen, die vollzählig an der Tagung teil­
nahmen, als auch innerhalb der Priester und der Laien. In quali­
fizierten Wortmeldungen wurden unterschiedliche Meinungen 
angesprochen, gleichzeitig kamen Gemeinsamkeit und Zusam­
mengehörigkeit als Kirche spürbar zum Ausdruck. Deutlich 
fielen die Voten für innerkirchliche Veränderungen aus: zu 89 
Prozent für die Mitsprache der Diözesen bei Bischofsernen­
nungen, zu 87 Prozent für die Zulassung wiederverheirateter 
Geschiedener zu den Sakramenten, zu 79 Prozent für das Frauen- ' 
Diakonat und zu je 75 Prozent für vir i probati, für die freie 
Methodenwahl der Empfängnisregelung und für eine Neube­
wertung der Homosexualität durch die Kirche. Gezeigt hat sich 
aber auch die Einigkeit in sehr wesentlichen Fragen: So votier­
ten die Delegierten einstimmig für den Schutz des Sonntags und 
gegen aktive Sterbehilfe und,sprachen sich zu 97 Prozent für ein 
gemeinsames Sozialwort der christlichen Kirchen aus. 
Die Zufriedenheit über die Salzburger Tagung war allseits groß, 
auch bei der Plattform «Wir sind Kirche», selbst wenn über die 
Priesterweihe der Frau sowie über die generelle Entkoppelung 
von Priesterweihe und Zölibat aufgrund der Geschäftsordnung 
im Plenum nicht abgestimmt werden konnte, weil diese Vor­
schläge in der zuständigen Arbeitsgruppe keine Mehrheit gefunden 
hatten. Die Aufmerksamkeit, die die Delegiertenversammlung 
auf sich zog, brachten auch die Beobachter zum Ausdruck, die 
die Bischofskonferenzen Deutschlands, der Schweiz und der 
Niederlande entsandt hatten. 
Vereinzelt gab es Versuche, die Repräsentativität der Voten in 
Frage zu stellen. Im nachhinein erwies es sich sogar als Vorfeil, 
daß die nahezu 300 Delegierten nicht vom Kirchenvolk gewählt, 
sondern von den Bischöfen nominiert worden waren. So konn­
ten sich die Bischöfe nicht vom Ergebnis distanzieren, denn 
schließlich haben die Personen ihres Vertrauens - darunter auch 
zahlreiche Priester und Ordensleute - so abgestimmt.6 War das 
Kirchenvolks-Begehren im Jahr 1995 eine numerische Fest­
stellung der Wünsche nach kirchlichen Reformen, so zeigte der 
Salzburger Delegiertentag, wie eindeutig sie in den engagierten 
katholischen Kernschichten verankert sind. 

Von Salzburg nach Rom 

Eine gute Woche nach dem" Salzburger Delegiertentag war die 
.Herbstsitzung der Österreichischen Bischofskonferenz ange­
setzt, auf der die Salzburger Ergebnisse beraten wurden. Es war 
klar, daß die Bischöfe beim bevorstehenden Ad-limina-Besuch 
in Rom die Salzburger Voten weitergeben würden. Weniger klar 
war, wie weit sie sich selbst damit identifizieren wollten. Bischof 
Weber erklärte, die Diakonatsweihe für Frauen zu unterstützen. 
Kardinal Schönborn sagte bezüglich Frauendiakonat und viri 
6Verlauf, Voten und wichtige Texte des Delegiertentages liegen mittler­
weile in einer im Dezember 1998 von Weihbischof Dr. Alois Schwarz und 
Gerhard Lang herausgegebenen Dokumentation vor. 

probati auf der Pressekonferenz, er sei sich nicht sicher, ob das 
der Weg sei, den Gott für die Kirche wolle. Der Linzer Bischof 
Maximilian Aichern versicherte, die Ergebnisse der Delegierten­
versammlung in Rom nicht nur zu übergeben, sondern auch per­
sönlich zu vertreten. Es gehe in keinem der, Voten um eine 
Verletzung des Glaubens der Kirche. Unterschiedlich äußerten 
sich die Bischöfe über mögliche kirchenrechtliche Ausnahme­
regelungen für Österreich. Ein schriller Querschuß kam vom 
Salzburger Weihbischof Laun, der von einer unausgesproche­
nen Kirchenspaltung sprach. Durch eine Indiskretion wurde 
wieder ein Ratzinger-Brief an Kardinal Schönborn bekannt, in 
dem er vor Gefahren des Delegiertentages gewarnt hatte. 
Ende November fuhren die österreichischen Bischöfe zum vor­
gesehenen Ad-limina-Besuch nach Rom. Sie wurden von etwa 
zwei Dutzend Journalisten begleitet - noch nie hat ein Rom­
besuch der Bischofskonferenz eine derartige öffentliche Auf­
merksamkeit auf sich gezogen. Schon vor Beginn war ihr Bericht 
durch eine Indiskretion bekannt geworden. Darin wird zur «Af­
färe Groër» offen festgestellt: «Anders als in angelsächsischen 
Ländern wurde dieser Konflikt höchst ungeschickt behandelt, 
weil es nicht gelang, ein Zusammenwirken des Beschuldigten, 
der Bischofskonferenz und der römischen Instanzen zu er­
reichen.»7 Auch in vielen anderen Punkten hat die Bischofskon­
ferenz einen offenen und ungeschminkten Bericht verfaßt, etwa 
was die Not der Gemeinden und die Frage der Zulassungskri­
terien zu kirchlichen Ämtern betrifft. Auch die restriktive Lai-
sierungspraxis Roms (ein zentrales Anliegen des Briefes'von 
Bischof Stecher) wird deutlich angesprochen. Das lesenswerte 
Dokument, das vor der Übergabe in Rom an die Medien gelangt 
war, beweist den Mut der. Österreichischen Bischofskonferenz 
zum aufrechten Gang. 
Prompt distanzierte sich Bischof Krenn via Medien davon und 
tat kund, dieser Bericht sei mit ihm nicht abgestimmt worden. 
«Das Gegenteil ist wahr», konterte das Sekretariat der Bischofs­
konferenz. Der unerquickliche Konflikt, mit dem das Niveau der 
Auseinandersetzung innerhalb der Österreichischen Bischofs­
konferenz einen historischen Tiefstand erreicht hatte, dominier­
te die gesamte Berichterstattung'aus Rom. Kardinal Schönborn 
widersprach Bischof Krenn in einem TV-Interview der Abend­
nachrichten und drohte Sanktionen an, auf deren Unmöglich­
keit Bischof Krenn im nächsten Interview genüßlich verwies. 
Das Ganze gipfelte in Krenns Empfehlung, die Lügner mögen 
«das Maul halten». Diese Bemerkung wurde als gegen Kardinal 
Schönborn gerichtet verstanden, daher wurde von vielen Seiten 
empört eine Entschuldigung Bischof Krenns gefordert, der im 
Gegenzug erklärte, er habe nicht Kardinal Schönborn gemeint 
und brauche sich daher nicht zu entschuldigen. Dieser Schlag­
abtausch illustriert augenfällig die schwierige Situation in der 
Österreichischen Bischofskonferenz; sie ist nicht einfach in ein 
konservatives und ein progressives Lager gespalten, sondern 
auch stark durch persönliche Querelen belastet. 
Rätsel gab vor allem die Rede des Papstes beim Ad-limina-
Besuch auf. Darin wurde zwar eindeutig ein Ja zum Weg des 
Dialogs ausgesprochen, aber auf die Themen der Salzburger 
Delegiertenversammlung nicht eingegangen. In sehr allgemeiner 
Form wurde der Demokratisierung der Kirche mit dem Hinweis, 
daß die Wahrheit «von oben», von Gott komme, eine Absage er­
teilt. Mehrere Bischöfe bemühten sich um eine positive Deutung 
der Papst-Rede. 

Die Eskalation des Konfliktes mit Bischof Krenn 

Der in Rom öffentlich aufgebrochene Konflikt in der Öster­
reichischen Bischofskonferenz beeinflußte auch die innerkirch­
liche Situation nachhaltig. Während sich Kardinal Schönborn 
nicht mehr weiter dazu äußerte, forderte der Wiener Generalvi­
kar Helmut Schüller - von seiner früheren Funktion als Caritas-

7 Jahrbuch der Katholischen Kirche in Österreich 1998. Hrsg. vom Sekre­
tariat der Österreichischen Bischofskonferenz. Wien 1998, S. 124. 

16 63 (1999) ORIENTIERUNG 



direktor her sehr, bekannt - in der auflagenstarken Tageszeitung 
«Kurier» in einem Interview am 2. Dezember in überraschender 
Direktheit die Abberufung Bischof Krenns durch Rom. Die Ka­
tholische Aktion und zahlreiche prominente Katholikinnen und 
Katholiken, vor allem aber die niederösterreichischen Äbte ha­
ben sich hinter diese Forderung gestellt; eine Delegation von 
acht Äbten wollte diesbezüglich in Rom vorstellig werden. 
Am 9. Dezember trat die Bischofskonferenz zu einer Sonder-, 
Sitzung zusammen, um die Weiterführung des «Dialogs für Öster­
reich» zu beraten. Dort muß es.zu einer Eskalation gekommen-
sein, nach der es für die Bischöfe angeraten schien, den Tagungs­
ort durch den Lieferanteneingang zu verlassen, um den wartenden 
Journalisten zu entkommen. Diesen wurde lediglich eine Erklä­
rung verlesen, in der es hieß, die Bischöfe seien sich des Ernstes 
der Situation bewußt, sie hätten aber in der zur Verfügung ste­
henden Zeit die anstehenden Probleme nicht in der notwendigen 
Gründlichkeit besprechen können und würden in Kürze wieder 
zusammenkommen. Bis dahin sei ein Schweigen zu den strittigen 
Fragen vereinbart worden. In zwei weiteren Erklärungen wurde 
die Weiterarbeit am «Dialog für Österreich» in themenbezogenen 
Projektgruppen bekräftigt und dem Sekretär der Bischofskonfe­
renz bezüglich der Erstellung des Fünfjahres-Berichtes das volle 
Vertrauen ausgesprochen. Diese beiden Erklärungen werden als 
«Niederlage» von Bischof Krenn interpretiert. 
Am 14. Dezember wurde der volle Wortlaut des Adventbriefes 
des Apostolischen Nuntius an die österreichischen Bischöfe ver­
öffentlicht, der ihnen bei der Sondersitzung bereits vorgelegen 
haben dürfte. Er stellte darin die Frage, «ob nicht in bezug auf 
die Bearbeitung und Veröffentlichungen. dieses Berichts Ver­
sehen unterlaufen sind».8 Das mußte als offene Parteinahme für 
Bischof Krenn gegen die Mehrheit der Bischofskonferenz ver­
standen werden. s 
Zwei Tage davor hatte der Sekretär der Bischofskonferenz, 
Msgr. Michael Wilhelm, seinen Rücktritt bekanntgegeben. Für 
ihn hatte der Verlauf der Sondersitzung «die Grenzen der Zu­
mutung bei weitem überschritten». Msgr. Wilhelm, der noch 
von Groër zum Sekretär der Bischofskonferenz bestellt worden 
war und ursprünglich als Konservativer galt, hat sich mit einer 
gewichtigen Warnung verabschiedet: «Es ist ein Punkt erreicht, 
an dem ich mich nicht, mehr in der Lage sehe, die Aktionen 
dieser Bischofskonferenz mitzutragen. Dazu kommt der unbe­
friedigende Umgang mit den Ergebnissen der Salzburger De­
legiertenversammlung, der von. Mißtrauen • und andauernden 
Verdächtigungen mangelnder Rechtgläubigkeit gekennzeichnet 
ist. Auf diesem Boden wächst nichts Gutes für die Kirche in 
unserem Land.»9 In einem Interview stellte er auch fest, daß es 
keine wirksame Kommunikation zwischen Ortskirche und Welt­
kirche gebe, die irgend etwas vorwärtsbringe. 

Die Plattform «Wir sind Kirche» 

Handlungsfähiger als die Bischofskonferenz präsentierte sich die 
Plattform «Wir sind Kirche» gegen Jahresende 1998. Thomas 
Plankensteiner, der Gründer des Kirchenvolks-Begehrens, wur­
de als Vorsitzender der Plattform am 6. Dezember von dem 
renommierten Journalisten Hubert Feichtlbauer abgelöst. 
Bereits am 30. Marz 1998 hatte die Plattform «Wir sind Kirche» 
ihren zweiten «Herdenbrief» (so genannt in ironischer Analogie 
zu den «Hirtenbriefen» der Bischöfe) präsentiert, ein Lesebuch 
zur Thematik von - Geschwisterlichkeit, Konfliktverarbeitung, 
Verantwortung und Amt in der Kirche.10 Es versammelt höchst 
unterschiedliche Textsorten von wichtigen Dokumenten, wissen­
schaftlichen Analysen, subjektiven-Statements und nachgedruck­
ten Zeitungsartikeln bis hin zu Gedichten (gelungene Dialekt-

HDer Brief ist dokumentiert in: Kathpréss. Tagesdienst der Österreichi­
schen katholischen.Presseagentur Nr. 290 (14./15. Dezember 1998), S. 15f. 
9Die Erklärung wurde veröffentlicht: ebd., S. 2f. 
10Plattform «Wir sind Kirche» (Hrsg.), Macht Kirche. Wenn Schafe und 
Hirten Geschwister werden... Druck- und Verlagshaus Thaur, Thaur-Wien-
München 1998. 

gedichte und ärgerliche pseudokabarettistische Reimereien) 
und Fotos - ein allzu beliebiges Sammelsurium, dem 20 Thesen 
vorangestellt sind, die aber nicht die Repräsentativität dés er­
sten «Herdenbriefes» zum Thema Sexualität beanspruchen kön­
nen. Der Kern der Thesen und Vorschläge dieses Bandes sind 
aber trotz dieser Mängel ein wichtiger Impuls, mit dem ausein­
anderzusetzen sich lohnt. 
Für 1999 hat die Plattform «Wir sind Kirche» einen «Herden­
brief» zum Thema «Frau-Sein in der Kirche» und den Grundtext 
des «Herdenbriefs zum Thema Zölibat» angekündigt. Am Welt­
gebetstag für geistliche Berufe (24. April 1999) wird ein Studien­
tag über «Frauenberufung - Frauenweihe» stattfinden. 

Resümee und Ausblick 
\ . 

Im Jahr 1998 hat sich auf; die katholische Kirche Österreichs 
national wie international ein Maß an medialer Aufmerksamkeit 
gerichtet - nicht nur aus Anlaß des Papstbesuches - , das über­
proportional zu ihref numerischen Größe ist. Erklärbar ist es 
aus der Ereignisdichte und der öffentlichen wie auch der welt­
kirchlichen Relevanz der zur Sprache gekommenen Themen 
und der aufgebrochenen Konflikte (die Ozeanien-Synode hat im 
November 1998 auch dieselben Themen diskutiert, die in Öster­
reich eine Schlüsselrolle spielen). An manchen Stellen wurde 
deutlich, daß Österreich auch der Austragungsort von Konflik­
ten zwischen divergierenden römischen Positionen ist. 
Zu Recht wurde vielfach die Selbstlähmung der katholischen 
Kirche Österreichs durch die internen Konflikte beklagt. Tat­
sächlich besteht die Gefahr, daß die Kirche in der Öffentlichkeit 
nur mehr wegen mediengerechter personalisierter Konflikte 
wahrgenommen wird und in den eigentlich religiösen Fragen 
immer weniger eine Rolle spielt. Die mediale Aufmerksamkeit, 
die sich durchaus auch auf kirchliche Zentralthemen richtet - die 
Berichterstattung über den Salzburger Delegiertentag war dafür 
ein eindeutiges Beispiel - wurde bisweilen auf fahrlässige Weise 
verspielt. Dennoch spricht vieles dafür, daß das Austragen der 
Konflikte langfristig heilsam, wäre und die Heftigkeit wie die 
kurz- bis mittelfristig destruktiven Folgen gerade mit ihrer jahre­
langen Unterdrückung zu erklären sind. 
Die eigentlichen Ursachen der jüngsten Konflikte reichen zu­
rück bis zur Ernennung von Erzbischof Groër im Jahr 1986 und 
zur Bestellung von Kurt Krenn als Weihbischof von Wien. «Von 
Österreich sind in den vergangenen Jahrzehnten zahlreiche 
Impulse ausgegangen, die, sich teilweise auch im Zweiten Vati­
kanischen Konzil niedergeschlagen haben, etwa die liturgische 
Erneuerung, der neue Zugang zur Bibel und anderes. Im selben 
Zeitraum wurde die Losung der Kirche von parteipolitischen 
Bindungen in oft mühsamen Schritten vollzogen, ein Prozeß, der 
vor allem von Kardinal Dr. Franz König vorangetrieben worden 
ist. Bedauerlicherweise wollen manche' Personen und Kräfte 
diesen Weg bis heute nicht mitgehen»11, formulierten Kardinal 
Schönborn und Bischof Weber im Vorwort zum Quinquennal-
bericht der Bischofskonferenz. Mit gutem Grund wird hier 
Kardinal König, die bedeutendste Persönlichkeit der jüngeren -
Kirchengeschichte Österreichs, genannt. 1998 feierte er das sel­
tene Fest des 40. Jahrestages seiner Kardinalserhebung und den 
65. Jahrestag seiner Priesterweihe. Papst Johannes XXIII. hat 
ihm kurz vor seinem Tod sein Brustkreuz übergeben, das er bis 
heute trägt.12 Die Ernennung Groërs zu seinem Nachfolger im 
Jahr 1986 war ein Signal des Vatikans gegen die «Ära König» 
(König war von 1956 bis 1985 Erzbischof von Wien). 
Es ist eine Ironie der Geschichte, daß gerade die Folgen dieser 
römischen. Personalpolitik die österreichischen Kirchenreformer 
konsolidiert und den Widerstand gemäßigt konservativer Bi­
schöfe desavouiert haben: Ohne die Affäre, Groër gäbe es kein 
11 Jahrbuch der katholischen Kirche in Österreich,1998 (vgl. Anm.7), S. 122. 
12Zur Biographie von Kardinal König vgl. das Interview des Verfassers, 
das abgedruckt ist in: Kardinal Franz König, Appelle1 an Gewissen und 
Vernunft. Hrsg. von Gottfried Hierzenberger. Tyrolia-Verlag, Innsbruck-
Wien 1995, S. 13-43. 
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